
Offener Brief 

Sehr geehrte Verantwortliche und Einsatzkräfte des 21.11.2009,  

als friedlicher Demonstrant des Bildungsstreikes 2009, wehre ich mich hiermit gegen das Vorgehen 
und die Deeskalationstaktiken der  eingesetzten Polizeikräfte. 
Als freier Bürger dieses Staates berufe ich mich auf allgemein geltendes Grundrecht der 
Bundesrepublik Deutschland, das körperliche Unversehrtheit, Meinungsfreiheit und 
Versammlungsfreiheit garantiert. In den Medien wurde die Demonstration als friedlich und ohne 
jegliche Zwischenfälle auf beiden Seiten beschrieben. 
Jedoch entspricht dies nur der halben Wahrheit – das bewusst harte Durchgreifen der Einsatzleitung 
zeigte sich bereits mit dem Eintreffen weiterer Einsatzkräfte zum geplanten Ende der landesweiten 
Aktion – natürlich mit Einsatzhorn, obwohl weder öffentliche Ordnung akut gefährdet, Flüchtige 
verfolgt oder Menschenleben zu retten gewesen wären. Zu diesem Zeitpunkt befand sich der 
Demonstrationszug bereits auf dem Rückweg zur Universität und unsere Mitstreiter aus 
umliegenden Städten zum Bahnhof, um den Heimweg anzutreten. Diesen Weg konnten wir nicht 
fortsetzen, da massive Einsatzkräfte sowohl zu Pferd als auch zu Fuß den Weg in alle Richtungen 
blockierten. Im Zuge dieses Polizeieinsatzes wurden wir Demonstranten Richtung Königsstraße 
geleitet. Als sich ein Teil der Gruppe in Richtung Hauptbahnhof begeben wollte, wurde Reizgas 
unter anderem auch gegen minderjährige Mädchen und junge Frauen eingesetzt, die sicherlich einen 
erschreckenden Eindruck auf die Herren mit Helm, Schienbeinschützern, Schlagstöcken und 
Schusswaffen gemacht haben. 
Sowohl die andauernde Blockade unseres Weges, als auch der Einsatz des Reizgases fand ohne 
jegliche Vorwarnung statt! Im Folgenden zog sich ein Ring aus zwei Reihen voll ausgerüsteter 
Bereitschaftspolizisten um die Reste der Demonstration weiter zusammen. Auf wiederholtes 
Nachfragen verschiedener Studenten wurde seitens der Polizei keine klare Aussage gemacht und 
schließlich eine akute Bedrohungssituation aufgebaut. Die Nicht-Information und sich 
verschärfende Lage für die Eingekesselten schürten die ohnehin vorhanden Verunsicherung und 
Angst. 
Ohne weitere Informationen oder Warnungen oder sonstige Äußerungen wurde der Kreis weiter 
zugezogen und dies schien den Einsatzkräften zu gefallen – so konnte ich dies anhand des Grinsens 
vermuten. Aussagen wie „wird heute wohl nichts mehr mit Abendessen“ heizten die Situation 
weiter an – dennoch blieben die Demonstranten für freie und gerechtere Bildung weiterhin ruhig, es 
wurde während der gesamten Zeit kein Polizist angegriffen oder bedroht. 
Schließlich wurde uns nach gut 30-minütiger Belagerung durch die Verhandlungen zwischen dem 
Einsatzleiter und einem Mitglied des Arbeitskreises Bildung, der Abzug in Kleingruppen zu 
maximal 8 Personen gewährt. 
Der Dank des Einsatzleiters für unsere friedliche Demonstration, wurde von anderen Polizisten mit 
Gelächter zur Kenntnis genommen. Der Abzug selbst ging dann auch nur schleppend voran, da sie 
auch weiterhin Wege blockierten. So fuhren die Einsatzfahrzeuge – in Kolonne mit Blaulicht – über 
die Fußgängerampeln, ohne Rücksicht auf Fußgänger und andere Verkehrsteilnehmer zu nehmen. 
Die gesamten Aktionen der Polizei schienen allein auf Provokation und Einschüchterung abzuzielen 
– selbst, als die beschlossene Auflösung ruhig und diszipliniert umgesetzt wurde, wurde diese Linie 
beibehalten. Zusammenfassend wurden gegen friedliche Demonstranten Reizgas und 
Polizeireiter eingesetzt. Zur weiteren Einschüchterung versperrten uns Polizisten mit Helm, 
Schlagstock und Schusswaffen den Weg. Teilweise waren sogar maskierte Kräfte im Einsatz. 
Das Auftreten und die Handlungsweise der Polizei haben dem Ansehen der Ordnungshüter unter 
Demonstranten und Passanten unnötigerweise belastet. Vom finanziellen Aspekt des vollkommen 
überzogen dimensionierten Polizeieinsatzes ganz zu schweigen. 
Dieser Tag hat mir, als jungem Bürger unserer Republik, eindrucksvoll gezeigt, inwiefern Rede- 
und Versammlungsfreiheit geachtet werden. „Recht und Freiheit“, zwei der Grundsätze unseres 
freiheitlich demokratischen Landes, sollten nicht nur auf dem Papier bestehen, 



sondern auch offen gelebt werden dürfen. 
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